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Impulse der Wachstums-
initiative: Welche Wirkungen
moglich sind

Die Ampel-Koalition hat sich auf einen Haushaltsentwurf fiir das Jahr 2025 geeinigt.
Ein wichtiges Ergebnis: Die Wirtschaft soll mit einem Wachstumspaket gestarkt
werden. 49 MalRnahmen sollen Investitionen anschieben, Biirokratie abbauen, das
Arbeitskrafteangebot steigern, den Finanzstandort starken und Energiekosten
reduzieren. Das Paket ist ambitioniert, denn es setzt an vielen Stellen an, die bisher
das Wachstum behindern. Bei konsequenter Umsetzung kann das Paket die Wirt-
schaftsleistung bereits im kommenden Jahr um rund 0,4 Prozent steigern, bis in das
Jahr 2028 gar um 0,8 Prozent. Den wichtigsten Beitrag leisten die MaBnahmen zur
Verbesserung des Arbeitsangebots, denn der Fachkrdftemangel wird immer mehr zur
Belastung fiir die Unternehmen.
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Am 17. Juli 2024 hat das Bundeskabinett einen Haus-
haltsentwurf fiir das kommende Jahr beschlossen.
Diese Einigung war von kurzer Dauer, denn verfas-
sungsrechtliche Bedenken haben dazu gefiihrt, dass
fiir einige Finanzierungswege - inshesondere die
Verwendung nicht genutzter Mittel der KfW - neue
Wege gefunden werden mussten. Dem waren lange
Verhandlungen voraus gegangen, denn das Urteil
des Bundesverfassungsgerichts aus dem letzten
November hat das finanzpolitische Korsett duBerst
eng geschniirt.! Gleichzeitig wurde debattiert, wie
zusatzliche Impulse fir die schwéachelnde Konjunk-
tur und Wachstum gegeben werden kénnen, damit
Deutschland endlich seinen Weg aus der nun rund
zweijdhrigen wirtschaftlichen Stagnation findet.
Internationale Beobachter sind sich einig, dass die
deutsche Krise auf die demografische Entwicklung,
zu geringe Investitionen und zu hohe Biirokratie
zuriickzufiihren ist.2

Haushaltseinigung hat lange auf sich
warten lassen

Fir den Haushalt 2025 wurden Ausgaben in Hohe
von 481 Milliarden Euro beschlossen.? Damit werden
aktuell fast dreiBig Milliarden mehr veranschlagt als
noch im Finanzplan®im vergangenen Jahr vorgesehen
war. Angesichts der mittlerweile geddmpften Steu-
ereinnahmen?® ist dafiir eine deutlich héhere Netto-
kreditaufnahme - das ,Staatsdefizit” - in Hohe von
44 Milliarden Euro erforderlich. Vor dem Urteil des
Bundesverfassungsgerichts® vom November vergan-
genen Jahres, das alternative Finanzierungsquellen
erheblich beschnitt, waren lediglich neue Schulden in
Hohe von 16 Milliarden geplant - was aus damaliger
Sicht bereits der im Rahmen der Schuldenbremse
maximal zuldssigen Kreditaufnahme entsprach.
Aufgrund der konjunkturellen Unterauslastung, die
damals in dem MaRe noch nicht erwartet worden war,
erlaubt die Schuldenbremse nun eine entsprechend
héhere Kreditaufnahme.
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Tatsachlich durften fir alle Ressorts in der Summe
wohl 497 Milliarden Euro vorgesehen sein, was wohl
nicht mehr konform mit der Schuldenbremse ware.
Die betrachtliche Diskrepanz in Hohe von zuletzt
noch rund 12 Milliarden Euro wird bis auf Weiteres im
Ausgleichsposten ,,Globale Minderausgabe® geparkt.
Dieser vermerkt zwingend erforderliche Einsparun-
gen, die im Laufe des Haushaltsjahres irgendwo
(.global®) erzielt werden miissen. Véllig uniiblich ist
dieser Posten nicht - so wurden im vergangenen Jahr
betrédchtliche Mittel, die die Bundesregierung Unter-
nehmen im Rahmen des Klimatransformationsfonds
zur Verfligung gestellt hatte, nicht abgerufen.

Gleichwohl wird das Konzept einer Globalen Minder-
ausgabe verfassungsrechtlich kritisch betrachtet’, da
der Bundestag damit einem nicht iiber die Ressorts
abgestimmten Budget zustimmen miisste. Schon
allein angesichts des aktuell betrachtlichen Betrages
diirfte dieser Posten im Zuge weiterer Verhandlun-
gen in den kommenden Monaten erheblich reduziert
werden. Fiir nennenswerte Teile wurde geprift, ob sie
durch Kreditaufnahmen von Deutsche Bahn und/oder
der Autobahngesellschaft (nicht haushaltswirksam)
ersetzt werden kann. Die nun erzielte Einigung sieht
vor, nur die Bahn mit entsprechenden Darlehen zu
versorgen. Die Diskussionen hierzu sind aber nach
wie vor kontrovers, denn die dafiir ins Auge gefasste
Anhebung der Trassenentgelte wiirde zu erheblichen
Belastungen bei den Landern fiihren bzw. Fahrpreis-
anpassungen bei der Bahn zur Folge haben konnen.

Wachstumsinitiative: Viele MaBnahmen
mit potenzieller Wirkung

Unabhangig von der Haushaltsdebatte fiir das
kommende Jahr greift die Wachstumsinitiative der
Bundesregierung® drangende Probleme der deutschen
Wirtschaft auf. Sie besteht aus einem Biindel von
MaRnahmen, die in den kommenden Monaten noch im
Detail ausgearbeitet werden missen. Je nachdem, wie
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weitreichend und konsequent die MaRnahmen umge-
setzt werden, konnen davon substanzielle Impulse fiir
Konjunktur und Wachstum ausgehen. Die MaBnahmen
kénnen dabei in fiinf Blocken unterschieden werden:

1. Unter der Uberschrift ,Wettbewerbsfahigkeit star-
ken: Investitionen anreizen, Rahmenbedingungen
verbessern“ sind elf MaBnahmen zur Unterstdit-
zung privater Investitionen zusammengefasst. Die
bedeutsamsten sind die degressiven Abschreibun-
gen, die Forschungsforderung und 6ffentliche In-
vestitionen. Auch die Umsetzung der Pharmastra-
tegie der Bundesregierung wird hierunter gefasst.
Mit dem Abbau der kalten Progression werden die
Einkommen und damit auch die Investitionsspiel-
rdume privater Haushalte gestarkt.

2. Mit dem Block ,Unternehmerische Dynamik
starken: Unnotige Biirokratie abbauen® sind acht
MaRnahmen zusammengefasst, die grélRtenteils
darauf abzielen, unternehmerische Ressourcen
durch Birokratieabbau freizumachen und an
anderer Stelle produktiv einzusetzen.

3. Mit der ,Dynamisierung durch bessere Arbeitsan-
reize und mehr Fachkrafte” werden neun MaBnah-
men formuliert, die Schwierigkeiten durch Arbeits-
und Fachkraftemangel reduzieren sollen. Dabei
wird die Zuwanderung erleichtert und attraktiver
gestaltet und zusatzliche Arbeit lohnender.

Abbildung 1: Bruttoinlandsprodukt
Effekt durch das Paket und dessen Blocke, in Prozent
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4. Unter der Uberschrift ,Ein leistungsfahiger
Finanzstandort fiir eine starke Wirtschaft” sind
neun MaBnahmen gefasst, die die unternehmeri-
schen Finanzierungsmoglichkeiten starken.

5. Die Ubrigen zwdlf MaRnahmen sollen unter der
Uberschrift ,Leistungsfahiger Energiemarkt fiir
die Wirtschaft von morgen*® die Energieversorgung
krisenfest machen und die Energiekosten senken.

Die Wirkung dieser MaRnahmen wird mit einem
gesamtwirtschaftlichen, makro6konomischen Modell
fiir Deutschland (s. Kasten) abgeschétzt. Hierfiir
werden zunéchst alle MaBnahmen hinsichtlich ihrer
Wirkungskandle klassifiziert und die damit verbun-
denen Impulse - beispielsweise die zusétzliche
Zuwanderung wegen Anderungen an der Westbal-
kanregelung — abgeschatzt. Die gesamtwirtschaftli-
che Wirkung dieser Impulse wird dann anhand des
Modell simuliert. Die Analyse bildet nicht alle der
49 EinzelmaRnahmen ab: Vielmehr werden die ge-
wichtigen Vorhaben mit ausfiihrlichen Berechnungen
unterlegt, andere Mallnahmen werden hingegen nur
grob abgeschatzt. Die meisten tbrigen - darunter
noch wenig Konkrete - werden zusammengefasst
skizziert. Schon allein, weil nicht alle MaBnahmen
modelliert werden, sind die Ergebnisse als erste
Abschéatzung und tendenziell untere Orientierungs-
linie der potenziellen Wirkung des Gesamtpakets
zu verstehen. Insgesamt werden die Impulse eher
vorsichtig quantifiziert und im Ergebnis somit eher
zu klein als zu grol3 angesetzt.

Effekte der Initiative selbst bei vorsichtiger
Schatzung spiirbar

Die Wachstumsinitiative kann spiirbare Wirkung
entfalten - auch kurzfristig. Wenn die MaBnahmen
schnell angegangen werden, ist bereits im kom-
menden Jahr ein Ankurbeln der Wirtschaftsleistung
um 0,4 Prozent moglich. Vor allem aber birgt das
Paket das Potential, die Wachstumsperspektiven
Deutschlands dauerhaft zu starken. Viele MaBnah-
men entfalten erst nach und nach ihre volle Wirkung
(Abbildung 1) und schieben die Wirtschaft in den
Folgejahren noch spiirbarer an. Die Wirtschaftsleis-
tung im Jahr 2028 konnte wegen des Wachstumspa-
kets um gut 0,8 Prozent hoher ausfallen.®

9 Zur Interpretation: Diese und alle nachfolgenden Zahlen, die den Effekt der Wachstumsinitiative beziffern, stellen einen Vergleich
des Aktivitatsniveaus im Vergleich zu einer Situation ohne diese MaRnahmen dar - in diesem Fall liegt das reale Bruttoinlands-
produkt um 0,8 Prozent héher als es ansonsten ausgefallen ware, es ist nicht die Wachstumsrate, die um diesen Wert hoher ist.



vfa | Economic Policy Brief | 08.24

Fachkrdftemangel wird reduziert

Dabei wirken vor allen Dingen die angebotsseitigen
MaBnahmen zur Starkung von Investitionen und
Beschaftigung. Uber verschiedene Kanéle plant die
Bundesregierung die Zahl zur Verfligung stehender
Arbeitskréfte breit auszuweiten: Fiir bereits Beschaf-
tigte soll Mehrarbeit einfacher moglich und lohnen-
der sein (mehr Netto vom Brutto bei Uberstunden,
Férderung von Pramien zur Ausweitung von Teilzeit),
Arbeitsausfalle infolge von Krankheit sollen reduziert
werden. Insbesondere erwerbstatige Mitter, die im-
mer noch einen GroRteil der Kinderbetreuungsarbeit

Abbildung 2: Beschiftigte
Effekt durch das Paket und dessen Blocke, in Tausend
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Abbildung 3: Anlageinvestitionen
Effekt durch das Paket und dessen Blocke, in Prozent
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leisten, sollen durch ein besseres Betreuungsangebot
entlastet, die arbeitshemmende Wirkung des Ehegat-
tensplittings durch eine Neuregelung der Steuerklas-
sen reduziert werden.

Auch Transferbezieher:innen sollen bei einer Aus-
weitung ihrer Arbeitszeit kiinftig mehr Netto vom
Brutto erhalten (Abbau der Transferentzugsraten).
Bezieher:innen von Biirgergeld werden starker als bis-
her ermutigt, zumutbare Arbeit anzunehmen und bei
der Arbeitsaufnahme mitzuwirken. Altere, die bereits
in den vergangenen Jahren verstarkt am Arbeitsleben
teilgenommen haben, bekommen finanzielle Anreize
zur Auslibung ihrer Tatigkeit auch tiber das Renten-
eintrittsalter hinaus. Ausléandischen Arbeits- und
Fachkréften soll die Arbeitsaufnahme in Deutschland
ermoglicht bzw. vereinfacht und teils durch steuerli-
che Vorteile attraktiver gestaltet werden.

All dies kénnte in deutlich mehr Beschéftigte miinden.
Uber 100,000 zusatzliche Beschaftigte wéren bereits
im kommenden Jahr méglich. Vor allem, weil fehlende
Fachkrafte aus dem Ausland gewonnen werden. Etwa
450,000 zusétzliche Beschaftigte konnten bis zum
Jahr 2028 entstehen, wenn die Anreize fiir Mehrarbeit
voll wirken (Abbildung 2). Neben konjunkturellen Ef-
fekten stellen sich damit auch betréchtliche Langfrist-
effekte ein: Das Potential der deutschen Wirtschaft
wird von Jahr zu Jahr um zwei Zehntel ausgeweitet.

Investitionen werden deutlich belebt

Die MalBnahmen im ersten Block zielen auf Investiti-
onsanreize, 6ffentliche Investitionen, aber auch
»Mehr Brutto vom Netto® bei den privaten Haushal-
ten. Fir die Investitionen - sei es in Maschinen oder
in Forschung und Entwicklung - wirken sich diese
entsprechend am spiirbarsten aus. Die Ausweitung
der degressiven Abschreibung ist allerdings bis 2028
befristet. Unterm Strich entfalten die investitionsfor-
dernden MaBnahmen, auch aufgrund ihrer positiven
Auswirkungen auf das Potential, anhaltende Wirkung.
Unter den MalBnahmen des ersten Blocks ist indes
auch der Abbau der kalten Progression, der durch
konjunkturelle Schiibe den Gesamteffekt etwas ver-
zerrt: Da diese Uber die Zeit verpuffen, schmilzt der
Effekt des gesamten Blocks auf die Investitionen tiber
die Zeit ab (Abbildung 3).

Anhaltender und mit zunehmender Kraft wirken einige
der tibrigen MaBnahmen, nicht zuletzt die oben bereits
angesprochenen aus dem Arbeitsangebots-Block, die

neben dem Arbeitseinsatz auch die Nachfrage nach zu-
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Abbildung 4: Privater Konsum
Effekt durch das Paket und dessen Blocke, in Prozent
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Abbildung 5: Outputgap
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Abbildung 6: Inflation
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satzlichem Kapital ausweiten. Positiv auf die Investiti-
onen wirken auch die MaBnahmen zum Biirokratieab-
bau, die Verbesserung der Finanzierungsbedingungen
sowie die Entlastung bei den Energiekosten.

Insgesamt konnten die Investitionen durch das
Wachstumspaket um sechs Zehntel im kommenden
Jahr zulegen. Dies steigt bis in das Jahr 2028 auf rund
1,8 Prozent héhere Investitionen an. Die MaBnahmen
der Wachstumsinitiative gehen auch hier sichtbar

in die richtige Richtung. Gleichwohl ist gerade die
Investitionstatigkeit in den letzten Jahren erheblich
unter die Rader gekommen. Der Schub reicht daher
ldngst nicht aus, um die fehlenden Investitionen seit
der Coronakrise zu kompensieren, geschweige denn
die Modernisierungsnotwendigkeiten zu erfillen.

Konsum steigt — inflationdre Wirkung
begrenzt

Aber auch die Einkommen werden gestarkt. Einige
MaRnahmen (insbesondere die Arbeitsanreize fiir Al-
tere, s. unten) gehen mit erheblichen Mitnahmeeffek-
ten einher. Die Anreize fiir Altere betreffen weit mehr
Menschen als zusatzlich in Beschaftigung gebracht
werden, was den privaten Verbrauch stiitzt. Die er-
heblichen zuséatzlichen Arbeitseinkommen werden zu
einem guten Teil konsumtiv verwendet: Der Zuwachs
beim privaten Verbrauch geht, auch langfristig, vor
allem hierauf zuriick (Abbildung 4). Ferner tragt der
Abbau der kalten Progression zu einem héheren Kon-
sum bei. Dieser kénnte im kommenden um 0,7 Pro-
zent hoher ausfallen und bis in das Jahr 2028 kénnte
es auf fast 1,5 Prozent hoheren Konsum hinauslaufen.
Ein erheblicher Teil der Konsumgtiternachfrage dirfte
dabei aus dem Ausland bedient werden.

Nicht alle Manahmen des Wachstumspakets sind von
Dauer: Neben obigen Mitnahmeeffekten (vgl. den Ar-
beitsangebots-Block) schlummert vor allem im Abbau
der kalten Progression ein Einkommensschub, der
nicht mit zusatzlichen Kapazitaten einhergeht und
dementsprechend nur voriibergehende Konjunkturim-
pulse entfaltet (Abbildung 5). Der Outputgap - die Dif-
ferenz zwischen gesamtwirtschaftlichen Kapazitaten
und Wirtschaftsleistung - steigt entsprechend etwas,
um in der Spitze knapp drei Zehntel Prozentpunkte

im Jahr 2026. Diese Uberauslastungen werden durch
hohere Inflation (Abbildung 6) langfristig abgeschmol-
zen. Die durch den Birokratieabbau freigesetzten
Ressourcen dagegen stehen zwar langfristig wieder
dem Wirtschaftsprozess zur Verfiigung, konnen aber
nicht sofort genutzt werden - was die Auslastung (und
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damit auch die Teuerung) fiir sich genommen leicht
dampft. Insgesamt wirkt das Wachstumspaket wenig
und nur voriibergehend inflation&r: Die Teuerungs-
rate konnte in der Spitze - im Jahr 2026 - um knapp
zwei Zehntel Prozentpunkte hoher ausfallen.

Produktionspotenzial wird insgesamt
gestarkt

Die MaBnahmen zur Verbesserung des Arbeitsan-
gebots tragen am meisten — und nachhaltig - zur
Wirtschaftsleistung bei. Sie erhéhen die Beschéfti-
gung namlich dauerhaft (entsprechend machen sie
fast vollstandig die Beschaftigungseffekte des Pakets
aus, vgl. Abbildung 2) und schaffen damit zuséatzliche
gesamtwirtschaftliche Kapazitdten: Das sogenannte
Produktionspotential steigt. Ahnliches gilt fiir die
investiv wirkenden MaBnahmen, die den Kapitalstock
modernisieren und ausweiten.

Insgesamt steigt mit dem Wachstumspaket das Pro-
duktionspotenzial an - jedes Jahr liegt es um weitere
zwei Zehntel hoher als ohne die Wachstumsinitiative,
im Jahr 2028 somit um knapp 0,8 Prozent.

Die Wirkungsweise ausgewahlter
MaBnahmen im Detail

Die schon im Zuge des Wachstumschancengesetzes
(bis Ende 2025) umgesetzte Anderung der Ab-
schreibung von Investitionsgiitern in ein degressives
Verfahren wird vom Umfang und der Dauer her
erweitert (Mafnahme 1).*° Bereits im kommenden
Jahr senkt die Anhebung des Abschreibungssatzes -
aus unternehmerischer Sicht - die Investitionskosten
noch mehr und kurbelt die Investitionen an. Ab
2026 wirkt nicht nur dieser hohere Satz - ohne die
Malnahme ware das degressive Verfahren wieder
durch die weniger attraktive lineare Abschreibung
ersetzt worden. Das Festhalten am degressiven Ver-
fahren bis Ende 2028 geht im Vergleich deshalb fiir
die verbleibenden drei Jahre mit noch deutlicheren
Investitionsanreizen einher (Tabelle 1, vgl. dort die
erste Zeile, die mit dem Wirkungskanal #1 gekenn-
zeichnet ist).

Bei befristeten MaBnahmen sind Vorzieheffekte zu
berticksichtigen, die entstehen, weil Wirtschafts-
akteure kurz vor dem Auslaufen einer MaBnahme
noch Plane realisieren, die sie ansonsten erst spater
angegangen waren. Im vorliegenden Fall schlagen
zwei derartige Effekte zu Buche. Weil ab 2029 wieder
das lineare Verfahren gilt, ziehen Unternehmen im
Jahr 2028 einen Teil (unterstellt wird ein Drittel) der
ansonsten fir spater geplanten Investitionen vor.

Zudem hatte die urspriinglich bis Ende 2024 befris-
tete degressive Abschreibungsregel (im Baseline-
Szenario) analog zu Vorzieheffekten gefiihrt: einem
Schub in diesem Jahr und dafiir etwas geddmpften
Investitionen in den darauffolgenden Jahren. Umge-
kehrt entfallen nun, aufgrund der langeren Frist der
Wachstumsinitiative, diese urspringlich fiir das Jahr
2024 veranschlagten Vorzieheffekte: Im Vergleich zur
Baseline stellt sich dies als negativer Impuls dar; fir
die urspriinglich schwécher veranschlagten Folgejah-
re 2025/26 ergibt sich spiegelbildlich eine positive
Korrektur (Tabelle, Kanal #2).

Die Ausweitung der Forschungszulage (MafSnahme 2)
setzt analog zusétzliche Impulse tber die bereits be-
schlossene Férderung hinaus; wie im Wachstumschan-
cengesetz (s. FuBnote 10) vergiinstigt dies die Inves-
titionen in Forschung und Entwicklung (Tabelle, Kanal
#3) und wirkt sich positiv auf den Kapitalstock aus.t

Zum Abbau der kalten Progression (MafSnahme 3) wer-
den die Steuertarife so angepasst, dass Lohnsteige-
rungen, die lediglich die Inflation ausgleichen, nicht
zu einem hoheren Steuersatz fiihren. Dies erfolgt
zwar ohnehin alle zwei Jahre, aufgrund der zuletzt
hohen Teuerung stellt die auf kommendes Jahr vorge-
zogene Anpassung, genauso wie die dann auBerhalb
des 2-Jahres-Turnus erneute im darauffolgenden Jahr,
eine spirbare Entlastung der Arbeitnehmer:innen dar.
Ausgehend von den von Finanzminister Lindner in Aus-
sicht gestellten 23 Milliarden Euro®?, die hier fiir den
gesamten Zeitraum bis 2028 unterstellt werden, ldsst
sich dies als zweistufiger, permanenter Einkommens-
schub von je gut drei Milliarden Euro in den kommen-
den zwei Jahren abbilden (Tabelle, Kanal #4)%.

10 7ur Bestimmung des entsprechenden Preiseffektes vgl. MacroScope Pharma Economic Policy Brief 09/2023: Simulation des
Wachstumschancengesetzes: Richtung stimmt, Effekte zu gering, und dort insb. Kasten 1.
1t Zuséatzliche positive Effekte auf die Produktivitat aufgrund dieser besonders innovativen Investitionen sind schwer zu

quantifizieren und nicht abgebildet.

2 Vgl. die Pressekonferenz zum Haushalt 2025 (Transkript online verfiighar).
B3 Im Vergleich zu einer Situation ohne die MaBnahme (,Baseline®) liegen die Einkommen somit im Jahr 2025 um drei und ab
dem Jahr 2026 um gut sechs Milliarden Euro héher (in der Summe bis 2028 also um 21 Milliarden héher).


https://www.bundesregierung.de/breg-de/aktuelles/haushalt-2025-2297572
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Tabelle: MaBnahmen der Wachstumsinitiative und ihre Wirkung im Modell
MaBnahme? # Kanal im Modell Impuls?
2025 2026 2027 2028

I Investitionen/Einkommen

(1) Abschreibungen 1 Investitionsdeflator (Ausriistungen, in %) -1.4 -2,6 -2,6 -2,6

2 Vorzieheffekt, private Ausriistungsinvestitionen (Niveau in %) 0,125 0,125 0,000 0,250
(2) Forschungsférderung 3 Investitionsdeflator (Sonstige) -0,7 -0,7 -0,7 -0,7
(3) Kalte Progression 4 Verfiighare Einkommen (Mrd. Euro) +3 +6 +6 +6

II Biirokratieabbau

pauschal 5  Totale Faktorproduktivitat (Niveau in %) 0,025 0,050 0,075 0,100

IIT Arbeitsangebot

(22, 23) Erwerbsanreize 6  Arbeitnehmer:innen (Tausend) +30 +60 +90 +120
7 Produktivitdt (gesamt, in %) -0,030 -0,060 -0,090 -0,120
8  Stundenlohn (gesamt, in %) -0,011 -0,023 -0,034 -0,046
(24) Teilhabe Alterer 9  Arbeitnehmer:innen (Tausend) +34 +68 +68 +68
10 Arbeitszeit (gesamte Wirtschaft, in %) -0,016 -0,032 -0,032 -0,032
11 Nettolohn- und -gehaltssumme, in % 0,2 0,5 0,5 0,5
12 Rentenaufschubprdmie (Abschlag Sozialleistungen in Mrd) -0,75 -0,80 -0,05 -0,05
(26) Arbeitsmigration
(a) Zeitarbeit 13 Arbeitnehmer:innen (Tausend) +25 +50 +75 +100
14 Arbeitszeit (gesamte Wirtschaft, in %) -0,003 -0,006 -0,009 -0,012
15  Produktivitét (gesamt, in %) -0,033 -0,066 -0,100 -0,133
16 Stundenlohn (gesamt, in %) -0,014 -0,029 -0,043 -0,057
(b) Westbalkanregelung 17 Arbeitnehmer:innen (Tausend) +25 +50 +75 +100
18  Arbeitszeit (gesamte Wirtschaft, in %) -0,002 -0,005 -0,007 -0,010
19  Produktivitat (gesamt, in %) -0,027 -0,054 -0,081 -0,108
20  Stundenlohn (gesamt, in %) -0,008 -0,017 -0,025 -0,033
(27) Fachkréftezuwanderung 21 Arbeitnehmer:innen (Tausend) +15 +30 +45 +60
22 Arbeitszeit (gesamte Wirtschaft, in %) 0,005 0,009 0,014 0,018
23 Produktivitdt (gesamt, in %) 0,027 0,055 0,082 0,110
24 Stundenlohn (gesamt, in %) 0,022 0,044 0,066 0,088
25  Abziige (Differenz Brutto- zu Nettolohnsumme, in %) -0,018 -0,031 -0,037 -0,037

IV Finanzierung

pauschal 26 Nominalzins (in Prozentpunkten) -0,10 -0,25 -0,40 -0,50

V  Energiemarkt/-kosten

pauschal 27  Subventionen (in %) +5,0 +5,0 +5,0 +5,0

Quelle: vfa
9 Vorangestellt: Nummer der MaBnahme im Regierungsdokument (vgl. FuBnote 8)
2 Anderung aufgrund der MaBnahme im Vergleich zur ,Baseline” ohne MaRnahme
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Die MaBnahmen im zweiten Block bringen nach

und nach biirokratische Entlastungen fiir die Un-
ternehmen auf den Weg. Laut einer Studie des IW
Consult* lasst sich durch die Reduktion biirokrati-
scher Verwaltungskosten die Wirtschaftsleistung um
0,3 Prozent steigen - allerdings nur, wenn sich die
Kosten um zehn Prozent reduzieren lassen. Eingedenk
dieser Erwdgungen wird der mogliche Effizienzgewinn
durch die beabsichtigten Entlastungen hier deutlich
niedriger angesetzt - gleichméaRig Uber die vier Jahre
aufsummiert schlagen sie sich annahmegemaR in
einem zuséatzlichen Promille der Wirtschaftsleistung
nieder (Tabelle, Kanal #5).

Bei den Arbeitsanreizen fiir Altere (MafSnahme 24)
geht es darum, die Weiterbeschaftigung rechtlich zu
erleichtern, vor allem aber fur die Arbeitnehmer:innen
lukrativer zu gestalten: Wer will, kann langer arbei-
ten - ohne auf Rente zu verzichten. Bei unverédnder-
tem Bruttolohn ist ein hoherer Nettolohn vorgesehen,
der letztlich tiber einen Transfer an die Arbeitneh-
menden erzielt wird: Formal zahlt eine Arbeitgeberin
nicht mehr ihren Beitrag an den Rentenversicherungs-
beitragen ihres Beschaftigten, reicht diesen aber
stattdessen als zusdtzlichen Lohn an ihn weiter. Fir

Abbildung 7: Partizipationsquote der Alteren (65+)
in Prozent der entsprechenden Bevélkerungskohorte
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Quelle: Statistisches Bundesamt, vfa

die Arbeitgeberin d@ndert sich in der Summe nichts,
der Arbeitnehmer erhélt aber einen um den Arbeit-
geberanteil erhohten Lohn - auch netto, denn diese
zusatzliche Lohnkomponente soll abgabenfrei bleiben.
Durch die fortwahrende Beschéftigung erwirbt der
Arbeitnehmer weitere Rentenanspriiche, der Beitrags-
ausfall seitens der Arbeitgeberin muss der Rentenver-
sicherung also aus Bundesmitteln erstattet werden.

Die Umsetzung dieses Arbeitsanreizes erfolgt somit
tiber ein komplexes Geflecht von Zahlungskana-

len. Okonomisch entspricht die MaBnahme jedoch
schlicht einem (Lohn-)Transfer vom Staat an betroffe-
ne Arbeitnehmende. Hinzu kommt, dass wahrend der
Weiterbeschaftigung tiber das Renteneintrittsalter
hinaus die ansonsten angefallenen Rentenzahlungen
nicht entfallen, sondern bei Renteneintritt als Renten-
aufschubpramie ausgezahlt werden.

Um die MaRnahme zu quantifizieren, ist zunachst
abzuschatzen, in welchem Umfang zusatzliche Altere
deswegen willens sind, ihren Beruf auch nach Erreichen
des Renteneintrittsalters auszutiben. Ausgangspunkt ist
der Bevolkerungsteil, der altersbedingt von der MaR-
nahme profitiert. Mégliche Entwicklungen, basierend
auf verschiedenen Annahmen zur Lebenserwartung,
Geburtenrate und Wanderung, stellt das Statistische
Bundesamt mit den Bevélkerungsvorausberechnungen?®
zur Verfiigung. Im Zuge des demografischen Wandels
nimmt die Zahl der Menschen in den Gruppen der
65-jahrigen und dartiber in den kommenden Jahren zu.

Entscheidend sind die Erwerbspersonen, also diejeni-
gen, die am Arbeitsleben teilnehmen - der Anteil
dieser an der Bevélkerung (jeweils einer Alters-
gruppe) ist die entsprechende Partizipationsquote.
Informationen tUber diese Quote liegen tiber Altersko-
horten vor, darunter die Gruppe der iiber 64-Jahrigen
(kurz die ,Alteren® oder ,65 +“). Die Partizipations-
quote der Alteren ist zwar erheblich niedriger als

die der Jlingeren, sie steigt aber seit geraumer Zeit
splrbar - und dies durfte sich in den kommenden
Jahren fortsetzten (Abbildung 7).

1 Vgl. ,Biirokratiekosten und neue Wege zur Vermeidung von Biirokratie“ (2017) Studie der IW Consult GmbH im Auftrag des

VBW Bayern (online verfiighar).

5 Mit anderen Worten: Ab kommendem Jahr fallt die potenzielle Wirtschaftsleistung um je 0,025 Prozent héher aus - im Jahr

2028 betragt das Plus somit 0,1 Prozent.

16 Hier wird Variante L2-G2-W2 (mit moderaten Szenarien fiir die drei GréBen, online verfiighar) verwendet, die fiir Mittelfrist-
projektionen haufig genutzt wird, etwa im Rahmen der Gemeinschaftsdiagnose der Wirtschaftsforschungsinstitute; vgl. etwa
Kapitel 3 in: Projektgruppe Gemeinschaftsdiagnose (2024): ,Deutsche Wirtschaft krankelt - Reform der Schuldenbremse

kein Allheilmittel”, online verfighar.

7 Hier wird die Partizipationsquote, die bis 2023 vorliegt, der EU-Methode folgend, mit einem statistischen Modell fiir die Jahre

2024 - 28 fortgeschrieben.


https://www.vbw-bayern.de/Redaktion/Frei-zugaengliche-Medien/Abteilungen-GS/Recht/2017/Downloads/Studie-Bürokratiekosten-vbw-April-2017.pdf
https://www-genesis.destatis.de/genesis/online?operation=statistic&code=12421#abreadcrumb
https://gemeinschaftsdiagnose.de/wp-content/uploads/2024/04/IfW_Kiel_GD_1_2024_RZ_webV1.pdf
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Dies hat sicher viele Ursachen - neben einer stei-
genden Lebenserwartung, teils einem zunehmend
angenehmen Arbeitsumfeld, guten Einkommenspers-
pektiven, teils aber auch der Notwendigkeit im Alter
~dazuzuverdienen“ kommt auch die Ausweitung des
Rentenalters zum Tragen: Bereits in diesem Jahr ha-
ben die 65-Jdhrigen das (abschlagsfreie) Rentenalter
noch nicht erreicht, erst wer in diesem Jahr den 66.
Geburtstag feiert, kann (dann direkt) in Rente gehen.
Damit kommt dasjenige Altersjahr, das am starksten
unter den 65+ Erwerbspersonen vertreten ist'®, gar
nicht mehr in den Genuss der MaBnahme. Und mit
dem - ab jetzt im Zweimonatstakt - steigenden Ren-
teneintrittsalter wird auch die Zahl der 66-Jahrigen,
die in Rente gehen konnen, Jahr fiir Jahr eingegrenzt.
Ein Beispiel: Wer im kommenden Jahr 66 wird, kann
mit 66 Jahren und zwei Monaten abschlagsfrei in
Rente gehen; fallt der Geburtstag in den November
oder Dezember, tritt derjenige erst Anfang 2026 in
Rente. Fiir 2027 - es gilt ein Renteneintrittsalter

von 6614 Jahren - ist bereits die Halfte der 66-)ah-
rigen nicht von der MaBnahme betroffen. Um diesen
betrdchtlichen Anteil der Alteren nicht falschlich im
Rahmen der MalBnahme miteinzurechnen, muss die
Kohorte 65+ genauer beleuchtet werden.

Abbildung 8: Erwerbspersonen nach Altersgruppe

Wird die mittels der ,,65 +“-Partizipationsquote be-
stimmte Zahl an Erwerbspersonen nach den aktuell
vorliegenden Informationen auf Altersjahre aufgeteilt
(vgl. FuBnote 18), ergeben sich die Erwerbspersonen
nach Altersjahren - und darunter auch diejenigen,
die das Rentenalter erreicht haben und somit von
der MaBnahme profitieren (Abbildung 8). Die Zahl
der am Arbeitsmarkt weiter aktiven 65-, 66- und
L,O7 +“-Jahrigen steigt zwar kontinuierlich an, die
Zahl derer, die das Rentenalter erreicht hat - und
damit die MaRnahmen in Anspruch nehmen kénnen,
sinkt jedoch in den gewichtigen Altersgruppen:
Unter den 65-Jahrigen zahlt bereits heute niemand
mehr dazu und unter den 66-)ahrigen fallen mehr
und mehr raus, weil sie aufgrund des steigenden
Renteneintrittsalters noch gar nicht abschlagsfrei in
Rente gehen kdnnen. Alles in allem steigt die Zahl
der Menschen, die die MaRnahme nutzen konnen,
aber tendenziell an.

Geht man davon aus, dass sich der Anstieg bei den
Personen im Rentenalter, die sich auch ohne diese
MaBnahme fiir einen Verbleib in der Beschaftigung
entscheiden (bei den 66-Jdhrigen kommen aufgrund
der demografischen Entwicklung und der steigenden

vertikale Skala: Erwerbspersonen in Tausend, linke Balken: gesamt, rechte Balken: davon im Rentenalter;
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8 Fir die Jahre 2016 bis 2019 liegen Zahlen des Mikrozensus nach Altersjahren vor. Demnach sind 20 Prozent der 65 + Erwerbsper-
sonen 65 Jahre alt, bei den 66 bis 69-Jdhrigen sind es jeweils 14, 12, 10 bzw. 9 Prozent und 35 Prozent sind 70 Jahre alt oder alter.



vfa | Economic Policy Brief | 08.24

Erwerbsneigung pro Jahr etwa 12,000, in der Gruppe
67 + annadhernd 68,000 Erwerbspersonen hinzu),
aufgrund der MaBnahme verdoppelt, fihrt dies zu
annahernd 80,000 zusétzlichen Berufstatigen. Unter
der Annahme, dass die MaRnahme im ersten Jahr
verzogert angenommen wird und dieser Wert erst im
Schlussquartal erreicht wird, fallt das Plus im Jahr
2025 (um die Hélfte) geringer aus.

Alternativ ist denkbar, dass vor allem diejenigen
Menschen die Mallnahme nutzen, die unmittelbar
vor oder zumindest kurz nach dem Renteneintritts-
alter stehen. Wird mit Blick auf die (im Vergleich zur
gesamten 65 + Kohorte) erheblich héhere Partizipa-
tionsquote der 66 - 68-Jdhrigen unterstellt, dass drei
Prozent der fiir die MaRnahme in Frage kommenden
66-Jdhrigen (und zwei bzw. ein Prozent der 67- bzw.
68-Jdhrigen) diese beanspruchen, ergeben sich

in der Summe eine etwas geringere (und weil das
steigende Renteneintrittsalter in diesem Fall starker
durchschlégt: sinkende) Inanspruchnahme. Im Mittel
beider Varianten ergeben sich fast 70,000 zusatzlich
Beschaftigte pro Jahr, im kommenden Jahr - bei lang-
samen Anlauf der MaRnahme - die Hilfte (Tabelle,
Kanal #9). Zu beriicksichtigen ist zudem, dass Altere
wohl verstarkt in Teilzeit tatig sind, ihre Arbeitszeit
daher - annahmegemaR zwanzig Prozent - unter dem
gesamtwirtschaftlichen Durchschnitt liegt und diesen
driickt (Tabelle, Kanal #10).

Arbeitnehmer:innen, die die MaBnahme beanspru-
chen, erhalten einige der ansonsten vom Arbeitgeber
an die Sozialversicherungen geleisteten Beitrage aus-
gezahlt. Dies betrifft die Rentenversicherung (an die
die Arbeitgeber 9,3 Prozent des Bruttolohns zahlen)
und die Arbeitslosenversicherung (1,3 Prozent des
Bruttolohns). Von der Bruttolohn- und Gehaltssumme
diirfte den Alteren etwa ein ihrem Anteil®® entspre-
chender Betrag zuflieRen. Zu beachten ist: Nicht nur
diejenigen, die sich allein aufgrund der Mallnahme
zur Weiterarbeit entscheiden, haben Anspruch auf
die zusdtzlichen Mittel. Alle, die ihre Beschaftigung
trotz der Moglichkeit in Rente zu gehen fortfiihren,
erhalten diesen Teil ihres Bruttolohns (in Summe
10,6 Prozent) als zusétzliches Netto ausgezahlt.
Letztendlich steigen dadurch die Nettolohne der
Alteren und heben das gesamtwirtschaftliche Mittel
an, in jedem Jahr um annahernd ein halbes Prozent
(Tabelle, Kanal #11).

10

Zudem entféllt zwar wahrend der Inanspruchnahme
der MaBnahme die ansonsten fallige Rente, diese
wird aber bei dem spéter erfolgenden Renteneintritt
als ,Rentenaufschubpramie® gewdhrt. Hier wird
davon ausgegangen, dass die zusatzliche Beschéf-
tigungsdauer ein Jahr betragt und die Pramie die
Rentenausfélle vollstandig kompensiert. Mit Blick auf
die laut Deutscher Rentenversicherung 1,692 Euro je
Monat betragene Standardrente entstehen den die
MaRnahme Nutzenden im Jahr 2025 Rentenausfalle in
H6he von 750 Millionen Euro. Im Jahr 2026 beziehen
sie dann die Rentenausgleichspramie in gleicher
Hohe, dagegen stehen aber (wegen der héheren
Inanspruchnahme) doppelt so hohe Rentenausfille.
In den folgenden Jahren gleichen sich die Zahlungen
dann nahezu aus. Ein geringfiigiges Minus resultiert
lediglich aus den Rentensteigerungen: Denn dadurch
sind die jeweils aktuellen Ausfalle etwas héher als
die im Vorjahr, die als Rentenpramie positiv zu Buche
schlagen (Tabelle, Kanal #12).

Mafnahme 26, ,,Fachkrdfteeinwanderung vereinfa-
chen, stdrken und beschleunigen® beinhaltet zwei
unterschiedliche Vorhaben, die in ihrer Wirkung aber
dhnlich ausfallen. Zudem wirken beide iiber Ande-
rungen bestehender Regelungen und kommen daher
ohne finanzielle Anreize aus.

Zum einen soll der Zugang fiir zuséatzliche Arbeitskraf-
te aus Drittstaaten erleichtert werden (Westbalkan-
regelung). Sowohl der Kreis der begiinstigten Lander
als auch das bisher vorgesehene Kontingent sollen
dafiir ausgeweitet werden. Mitte 2023 war die Grenze
von zuvor 25,000 Personen auf nun 50,000 Personen
angehoben worden. Unterstellt wird, dass die Grenze
erneut um 25,000 Personen erweitert wird und das
erhohte Kontingent auch ausgeschopft wird, zumal in
der Diskussion stehende Lander wie Usbekistan iiber
eine hohe Zahl an Arbeitskraften verfiigen, fir die der
deutlich hoheren Lohn in Deutschland attraktiv wirkt.
Zu beriicksichtigen ist, dass bestimmte Engpassberu-
fe, etwa im Gesundheits- und Pflegebereich, adres-
siert werden sollen?, die vom gesamtwirtschaftlichen
Durchschnitt ab-weichende Charakteristika aufwei-
sen - so liegt die mittlere geleistete Arbeitszeit (wohl
aufgrund vieler Teilzeitstellen) vier Prozent niedriger,
insbesondere fallt aber die Produktivitat erheblich
geringer (- 45 Prozent) aus und auch die Stunden-
[6hne liegen knapp 16 Prozent unter dem Durchschnitt.

19 Laut Mikrozensus waren 3,7 Prozent der Beschiftigten 65+, der Anteil 66+ diirfte (vgl. FuBnote 18) bei 3,0 Prozent liegen.

20 Vgl. Bundesrat, Drucksache 284/23 (online verfiigbar).


https://www.bundesrat.de/SharedDocs/drucksachen/2023/0201-0300/284-23.pdf;jsessionid=73297A2A39D12F3B929328E1F03067C7.live542?__blob=publicationFile&v=1
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All dies ist im Modellkontext zu beriicksichtigen, denn
ansonsten wiirde der Anstieg der Arbeitskrafte zusatz-
liche Wertschépfung und Einkommen tiberschatzen
(Tabelle, Kanal #18 bis #20). Entscheidend kommt bei
dieser MaRRnahme hinzu, dass sich die Effekte iiber die
Zeit aufbauen: Die Menschen, die im kommenden Jahr
zuwandern, bleiben annahmegemaR, so dass die im
darauffolgenden Jahr Zuwandernden wieder zusatzli-
che Arbeitskréfte sind (Tabelle, Kanal #17).

Analog verhélt es sich mit Zuwanderung in Zeitar-
beit: Das bislang geltende Einstellungsverbot fiir
diese Branche soll aufgehoben werden. Unterstellt
wird, dass die Zuwanderung in derselben Héhe aus-
fallt, wie im Rahmen der Westbalkanregelung bzw.
ein entsprechendes Kontingent eingezogen wird.
Mit Blick auf Arbeitszeit und Produktivitat dhneln
sich die Gesundheits- und die Zeitarbeitsbranche,
letztere fallt sogar noch etwas weiter hinter das
gesamtwirtschaftliche Mittel zurtick (- 56 Prozent
bei der Produktivitat und -29 Prozent bei den
Stundenldéhnen, gemessen fiir den Ubergeordneten
Wirtschaftszweig N). Daher fallen die Impulse ver-
gleichbar aus (Tabelle, Kanal #13 bis #16).

MafSnahme 27, ,Arbeitsaufnahme in Deutschland steu-
erlich begiinstigen®, zielt darauf ab, hoch qualifizierte
auslandische Fachkrafte ins Land zu holen. Dafiir
werden erhebliche steuerliche Vergiinstigungen

in Aussicht gestellt, die - bei gegebenem Brutto-
gehalt — die Nettolohne in den ersten drei Jahren
absteigend um 13,8 Prozent, 9,2 bzw. 4,6 Prozent
erhdhen. Auch hier wird unterstellt, dass zugewan-
derte Arbeitskréfte Uber die drei geférderten Jahre
hinaus im Land bleiben, der Effekt sich somit tiber die
Jahre kumuliert. Trotz des hohen Zuschlags bei den
Nettolohnen wird eine etwas verhaltenere Zuwande-
rung unterstellt als etwa im Falle der Zeitarbeit, da
Spitzenkréfte im globalen Wettbewerb umworben
werden (Tabelle, Kanal #21). Um die Effekte auf die
Beschaftigungsstruktur zu erfassen, wird exempla-
risch die Branche , Information und Kommunikation®
betrachtet. Dorthinein konnten dringend benétigte
[T-Spezialisten einwandern, die - stellvertretend fiir
weitere Engpassberufe, fiir die diese Mallnahme aus-
gelegt ist - eine hohe Produktivitat bei entsprechend
hohen Léhnen aufweisen (+ 74 Prozent Produktivitat,
+54 Prozent Stundenlohn im Vergleich zum gesamt-
wirtschaftlichen Mittel), ohne dass in erheblichem
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Umfang zusétzliches Kapital erforderlich wére (vgl.
hierzu auch die Box auf Seite 12 und Tabelle, Kanal
#22 bis #25). Nicht beriicksichtigt werden etwaige
Grenzen fir den Bruttolohn, die im Gesetzgebungs-
prozess erst noch konkretisiert werden miissen.

MafBnahmen 22 ,Finanzielle Vorteile der Aufnahme
und Ausweitung von Erwerbsarbeit Stdrken®und 23
~Erwerbsanreize im Biirgergeldbezug stdrken” zielen
darauf ab, Transferempfangern die Aufnahme einer
Beschéaftigung durch Regelungen und finanzielle
Anreize attraktiver zu gestalten. Insbesondere das
Abschmelzen der Transferentzugsraten birgt laut
eines Gutachtens des ifo Instituts®* das Potential,
130-150.000 zusatzliche Menschen in den Arbeits-
markt zu integrieren. Hier wird unterstellt, dass tber
die Jahre verteilt bis zu 120.000 Arbeitnehmer:innen
zusdtzlich tatig sind (Tabelle, Kanal #6), was von

der Gréenordnung her in etwa den MaBnahmen zur
Zeitarbeit bzw. zur Westbalkanregelung entspricht.
Ebenfalls analog wird auch bei der Integration dieser
Beschéftigten eine geringere Produktivitat und Ent-
lohnung unterstellt (Tabelle, Kanal #7 und #8).

Unter den MaRnahmen im vierten Block verbergen
sich heterogene MaBnahmen, die unterm Strich die
Finanzierungsbedingungen verbessern dirften. Dies
kann sich in Form geringerer Risikopramien nieder-
schlagen und wird im Modell durch eine (vorsichtig
angelegte) Verringerung des nominalen Zinssatzes
abgebildet (Tabelle, Kanal #26).

Die MaRnahmen im fiinften Block dienen unter ande-
rem dazu, die Energiekosten im Zaum zu halten. Da
dadurch die Unternehmen um gut drei Milliarden
Euro pro Jahr entlastet werden sollen, entspricht dies
im Wesentlichen um knapp fiinf Prozent hoheren
Subventionen (Tabelle, Kanal #27).

Fazit: Wachstumspaket kann bei
konsequenter Umsetzung Wirkung zeigen -
Haushaltsverhandlungen gehen in eine
weitere Runde

In den ersten offentlichen Reaktionen wird dem
Wachstumspaket fiir die deutsche Wirtschaft nur
wenig Wirkung zugetraut. Die vorliegende Analyse
zeigt aber, dass mit konsequenter Umsetzung, selbst
bei vorsichtiger Einschatzung der Einzelwirkung der

2 Vgl. BMAS ,,Zur Reform der Transferentzugsraten und Verbesserung der Erwerbsanreize®, Forschungsbericht 629, erstellt vom

ifo Institut (online verfiighar).


https://www.bmas.de/SharedDocs/Downloads/DE/Publikationen/Forschungsberichte/fb-629-erwerbstaetigenfreibetraege-kurzversion.pdf?__blob=publicationFile
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MaBnahmen, substanzielle gesamtwirtschaftliche
Effekte des Gesamtpakets moglich sind. Das Wachs-
tumspaket kann vor allem das Produktionspotenzial
starken und wirkt somit nachhaltig. Es zielt auf
zentrale Schwéchen des Standorts und der deutschen
Wirtschaft ab: Fehlende Fachkréfte, geringe Investi-
tionen, hohe biirokratische Hiirden, Schwierigkeiten
in der Finanzierung und Energiekostennachteile. All
das wird im Rahmen der Initiative aufgegriffen. Diese
kann auch schon kurzfristig Wirkung entfalten, denn
sie stiitzt die privaten Einkommen und die Konsum-
nachfrage und wirkt dabei aber wenig inflationar.

Von entscheidender Bedeutung ist die Umsetzung.
Schon in den Verhandlungen zum Wachstumschan-
cengesetz haben einige sinnvolle Maknahmen keinen
Konsens zwischen Bund und Landern gefunden und
wurden deshalb ersatzlos gestrichen, beispielsweise
die Klimapramie, die griine Investitionen anschieben
sollte. Im Sinne des Wirtschaftsstandorts wére ein
neuerliches Ringen um die Umsetzung hinderlich.
Ebenso kénnten die teilweise noch offenen Finan-
zierungsfragen® in den Haushaltsverhandlungen
neue Schwierigkeiten mit sich bringen. Aber gerade

Box: Das Deutschlandmodell des vfa

Bereits im vergangen Jahr haben wir die Auswir-
kungen des Wachstumschancengesetztes und des
Urteils des Bundesverfassungsgerichtes zum Bun-
deshaushalt auf die deutsche Wirtschaft in einem
gesamtwirtschaftlichen Modell abgeschéatzt.® Das
Modell wurde seitdem komplett tiberarbeitet und
ist nun besser in der Lage, langfristige Effekte auf
das Potentialwachstum abzubilden.

Das (Produktions-)Potential der deutschen
Wirtschaft wird, angelehnt an die Methode der
EU-Kommission, im Rahmen einer Produktions-
funktion erfasst, die den langfristig moglichen Ar-
beitseinsatz, den Kapitalstock und technologische
Gegebenheiten zusammenfasst. Dreh- und Angel-
punkt sind gesamtwirtschaftliche Durchschnitte.
Um strukturellen Anderungen besser gerecht zu
werden, wird der Rahmen der EU-Methode im vfa-
Modell flexibler ausgelegt.
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eine grolere wirtschaftliche Dynamik wiirde auch
die Haushaltsspielraume perspektivisch ausweiten.
Weitere Konsolidierungen wiirden der Wirtschaft
Nachfrage entziehen und einer gréBeren konjunktu-
rellen Dynamik im Wege stehen.

Selbst der Beschluss des Pakets wie es nun vorge-
schlagen ist, garantiert keine schnelle Umsetzung.
Schon in der Vergangenheit konnte beispielsweise im
Bereich des Biirokratieabbaus trotz allen Bewusst-
seins fir die Problemlage nur langsam Fortschritt
erzielt werden. Auch kommt es auf die Umsetzung in
den Behorden an, ob beispielsweise Zuwanderungs-
prozesse effizient administriert werden.

Insgesamt weist das Wachstumspaket in die richtige
Richtung. Die Modernisierungsnotwendigkeiten sind
damit allerdings noch nicht génzlich adressiert. Vor
allem die geringen Investitionen bereiten weiter
Sorge und bedirfen in den kommenden Jahren einer
deutlich hoheren Priorisierung. Dies gilt sowohl fir
private Investitionen als auch fiir die 6ffentliche
Infrastruktur, die sich in vielen Bereichen als Hemm-
schuh fir die wirtschaftliche Entwicklung darstellt.

So wird beispielsweise bei der Evaluierung der
geplanten Fachkriftezuwanderung (MaBnahme
27, siehe FuBnote 8) in Rechnung gestellt, dass
Engpassberufe wie die einer [T-Spezialistin zwar
weniger kapitalintensiv sind als der gesamtwirt-
schaftliche Durchschnitt (welcher auch durch gro-
RBe Industriebranchen geprégt ist), aber dennoch
hochproduktiv. Kdimen beispielsweise im Umfang
von einem Prozent (der Gesamtbeschéftigung)
zusatzliche IT-Spezialisten in neue Beschafti-
gungs-verhaltnisse, wiirde die EU-Methode die
wirtschaftlichen Zugewinne auf lediglich zwei
Drittel dieses Anstieges reduzieren (sofern nicht
im gleichen Umfang Kapital aufgestockt wird).
Fiir deren Tatigkeit wird indes kaum zusétzliches
Kapital benotigt. Diese ,,Drosselung® der EU-
Methode kann im vfa-Modell entfallen, und zudem
wird dort auch der besonders hohen Produktivitat
dieser Fachkréfte Rechnung getragen.

22 \/g|. Gutachten fiir das BMF zum Haushalt (Tagesspiegel Background vom 2.8.)

3 Vgl. Verweise auf MacroScope 09/23 und 11/23
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Chemische Grundstoffe sind wichtige Vorleistungen in der pharmazeutischen Produktion. Nach Ausbruch
des russischen Angriffskriegs gegen die Ukraine hatten sich diese stark verteuert. Die Erzeugerpreise
messen die Preise heimischer Produkte, die Importpreise diejenigen eingefiihrter Waren. Beide Reihen
sind fiir Januar 2022 auf 100 normiert, die angegebenen Werte sind prozentuale Anderungen im Ver-
gleich zu diesem Monat: So waren heimische Produkte im Oktober 2022 (Wert: 120,1) ein Fiinftel teurer
als unmittelbar vor Kriegsausbruch, aktuell liegen sie immer noch knapp fiinf Prozent héher (Wert Juli
2024: 104,3); eingefiihrte Produkte dieser Warengruppe hatten sich bis zu 14 Prozent verteuert, sind
mittlerweile aber neun Prozent giinstiger als vor Januar 2022.

Preise fiir ausgewdhlte Vorleistungen aus heimischer bzw. auslandischer Produktion
Preise fiir Chemische Grundstoffe, Diingemittel, Kunststoffe, Kautschuk, Index Januar 2022 = 100
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